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Russland 02.03.2026 Das Gesundheitsministerium nimmt einen landesweiten staatlichen Registerdienst in Betrieb, in dem Diagnosen aller
Bürgerinnen und Bürger mit zwölf Krankheits- und Zustandsgruppen – darunter Krebserkrankungen, Diabetes, Herz-Kreislauf-
Leiden, Leber- und Lungenerkrankungen sowie Schwangerschaft, Geburt und Wochenbett – zentral erfasst werden; die
Behörde begründet dies mit besserer Statistik, Budgetplanung für Arzneimittel und Bewertung der Behandlungsergebnisse.

Russland 02.03.2026 In Moskau wird der Unternehmer und ehemalige Vertreter Tschetscheniens im Föderationsrat, Umar Dschabrailow, mit einer
Schussverletzung in seiner Wohnung aufgefunden und später im Krankenhaus für tot erklärt; russische Ermittlungsbehörden
gehen laut russischen Medien von einem Suizid aus. Dschabrailow galt als Vertrauter Ramsan Kadyrows.

Russland 02.03.2026 Der Oberste Gerichtshof Russland verbietet das von Ex-Yukos-Chef Michail Chodorkowskij initiierte „Antiwojennyj komitet
Rossii“ (dt. Antikriegs-Komitee Russlands) als terroristische Organisation. Die Entscheidung erfolgte auf Antrag der
Generalstaatsanwaltschaft, die der Gruppe die Planung eines gewaltsamen Machtwechsels vorwirft. Bereits 2024 war die
Organisation in Russland als „unerwünscht“ eingestuft worden. Gegen Chodorkowskij und mehr als 20 weitere Mitglieder
laufen Strafverfahren wegen angeblicher Bildung einer terroristischen Vereinigung. Ihnen drohen in Russland langjährige
Haftstrafen.

Russland 02.03.2026 Eigenen Angaben zufolge hat die ukrainische Armee das Ölterminal Scheschcharis sowie den Marinestützpunkt im russischen
Noworossijsk angegriffen. Nach Angaben regionaler Behörden wurden fünf Menschen verletzt, in der Stadt wurde der
Ausnahmezustand ausgerufen. Zeitgleich meldet Russland den Abschuss von 172 ukrainischen Drohnen in verschiedenen
russischen Regionen. Der Angriff führt zu Störungen im Flugverkehr an mehreren Flughäfen im Süden Russlands.

Russland 03.03.2026 Nach einem nächtlichen Drohnenangriff der ukrainischen Streitkräfte auf die russische Marinebasis Noworossijsk werden nach
Angaben ukrainischer und russischer Quellen mehrere Schiffe der Schwarzmeerflotte beschädigt sowie mindestens drei
Soldaten getötete und 16 verletzte.



Russland 03.03.2026 Die russische Zentralbank reicht Klage beim Europäischen Gerichtshof gegen das unbefristete Einfrieren russischer
Vermögenswerte ein. Sie beruft sich dabei auf Eigentumsrechte, Zugang zur Justiz und staatliche Immunität. Das Gericht
bestätigt den Eingang der Klage, die EU-Kommission erklärt, sie sei von der Rechtmäßigkeit der Maßnahmen überzeugt. Die
EU hatte im Dezember 2025 beschlossen, die eingefrorenen russischen Vermögenswerte unbefristet zu blockieren. Zuvor
musste die im Jahr 2022 als Reaktion auf den russischen Angriff auf die Ukraine beschlossene Maßnahme alle sechs Monate
verlängert werden.

Russland 04.03.2026 Der stellvertretende Vorsitzende des Obersten Gerichtshofs, Wladimir Dawydow, berichtet dem Föderationsrat, dass die Zahl
der Gefangenen in Russland mit derzeit 308.000 Inhaftierten in Strafkolonien und Untersuchungshaftanstalten einen
historischen Tiefstand erreicht habe; in den Untersuchungshaftanstalten sitzen davon 89.000 Menschen. Pro 100.000
Einwohner:innen kommen damit 209 Gefangene, während es 2013 vor der Annexion der Krim noch 490 gewesen seien und
die Gesamtzahl der Inhaftierten bei rund 700.000 gelegen habe. Der Rückgang beschleunigt sich nach dem Überfall auf die
Ukraine 2022, als Strafgefangene in großem Umfang für Fronteinsätze rekrutiert wurden; laut Angaben der
Strafvollzugsbehörde FSIN sank die Zahl der Kolonieinsassen von etwa 466.000 Anfang 2022 auf 313.000 Anfang 2026,
insgesamt um 158.000 Personen in vier Kriegsjahren. Nach Zählungen von namentlich bestätigten Verlusten sind über 21.400
in der Ukraine getötete russische Gefangene registriert, was ungefähr jeder neunten der mehr als 200.000 bis zum 24.
Februar 2026 erfassten namentlich bestätigten Gefallenen entspricht. Gesetzesänderungen erlauben Personen mit schweren
Vorstrafen, Verurteilten und Untersuchungshäftlingen seit Ende 2022 die Mobilisierung und Vertragsunterzeichnung mit dem
Verteidigungsministerium.

Russland 05.03.2026 Der frühere russische Vizeverteidigungsminister Ruslan Zalikow wird wegen Veruntreuung, Geldwäsche und Bestechung
festgenommen. Ermittler:innen werfen ihm vor, zwischen 2017 und 2024 eine kriminelle Organisation zur Veruntreuung
staatlicher Mittel geführt zu haben. Zalikow war von 2015 bis 2024 stellvertretender Verteidigungsminister Russlands. Seit der
Ablösung Sergej Schojgus als Verteidigungsminister im Mai 2024 wurden bereits mehrere hochrangige Beamt:innen des
Verteidigungsministeriums wegen Korruptionsvorwürfen festgenommen. Beobachter:innen sprechen von einer
Säuberungswelle.

Russland 06.03.2026 Russland und die Ukraine tauschen im Rahmen eines Gefangenenaustauschs rund 500 Gefangene pro Seite aus. Der
Austausch war im Rahmen laufender Friedensgespräche vereinbart worden. Die Vermittlung erfolgte laut russischen Angaben
mit Unterstützung der USA und der Vereinigten Arabischen Emirate.



Russland 06.03.2026 Die russische Analyseagentur „Awtostat“ gibt bekannt, dass in den ersten zwei Monaten des Jahres 2026 die Zahl der
Parallelimporte von Neuwagen nach Russland erstmals die offiziellen Lieferungen aus dem Ausland überstiegen. 53 % der
Autoimporte entfielen demzufolge auf sogenannte „graue“ Importkanäle über Drittstaaten, 2025 hatte ihr Anteil noch bei 46
% gelegen, 2024 unter 20 %. Insgesamt importierte Russland im Januar und Februar 2026 44.800 Neuwagen und damit
sieben Prozent weniger als im Vorjahreszeitraum. Expert:innen führen den Trend auf hohe Importabgaben in Russland,
günstigere Zollbedingungen in Staaten der Eurasischen Wirtschaftsunion und Umgehungsmöglichkeiten bei Finanz- und
Handelsbeschränkungen zurück.

Russland 06.03.2026 Der russische Föderale Antimonopolodienst (FAS) eröffnet ein Verfahren wegen Werbung auf „YouTube“ gegen die Bloggerin
Aleksandra Popowa. Grundlage ist ein Hinweis der russischen Medienaufsichtsbehörde „Roskomnadsor“ auf einen möglichen
Verstoß gegen des Werbegesetz. Im September 2025 war ein Gesetz in Kraft getreten, dass Werbung auf Plattformen
verbietet, die im Land nur eingeschränkt zugänglich sind. Im Februar 2026 war bereits ein Verfahren gegen Werbung im
„Telegram“-Kanal der Bloggerin Marija Loskutowa eingeleitet worden.

Russland 06.03.2026 Die USA erlauben Indien vorübergehend, für 30 Tage wieder russisches Öl zu importieren und zu verarbeiten. Die
Ausnahmeregelung betrifft nach Angaben des US-Finanzministeriums nur Öl, das bereits auf Tanker verladen, aber noch nicht
ausgeliefert wurde. Hintergrund sind stark gestiegene Öl- und Gaspreise infolge des Kriegs im Nahen Osten. Die US-Regierung
bezeichnet die Entscheidung als kurzfristige Maßnahme zur Stabilisierung des Weltölmarkts und betont, Russland werde
daraus keinen nennenswerten finanziellen Vorteil ziehen. Indien zählt seit Beginn des vollumfänglichen russischen
Angriffskrieges gegen die Ukraine im Jahr 2022 zu den größten Abnehmern russischen Öls.

Russland 08.03.2026 In der russischen Hauptstadt Moskau kommt es zu großflächigen Störungen des mobilen Internets und der Mobilfunknetze.
Rund 40 % der in Russland gemeldeten Ausfälle entfallen auf die Hauptstadt. Betroffen sind mehrere große Anbieter.
Hintergrund ist eine seit Mai 2025 zunehmende Praxis von Internetabschaltungen in Russland. Im Jahr 2025 registrierten
Beobachter:innen mehr als 37.000 Ausfälle. Begründet werden diese Maßnahmen mit der Abwehr ukrainischer
Drohnenangriffe. Ein im Februar 2026 verabschiedetes Gesetz verpflichtet Telekommunikationsanbieter außerdem, ihre
Dienste auf Anordnung des russischen Inlandsgeheimdienstes FSB auszusetzen.

Russland 08.03.2026 Der russische Präsident Wladimir Putin unterzeichnet ein Gesetz, das die Auslieferung ausländischer und staatenloser
Personen verbietet, die im Rahmen eines Vertrags in der russischen Armee gedient und an Kampfhandlungen teilgenommen
haben. Die Regelung schützt ausländische Kämpfende auf russischer Seite im Krieg gegen die Ukraine vor einer
Strafverfolgung im Ausland. Ausländer:innen können seit November 2022, Staatenlose seit Juli 2024 Militärverträge mit
Russland abschließen; seit Januar 2024 gilt für sie ein vereinfachtes Verfahren zur Erlangung der russischen
Staatsbürgerschaft. Schätzungen zufolge wurden bis Ende 2025 rund 18.000 Ausländer:innen aus mehr als 120 Staaten für
den russischen Militärdienst angeworben.



Russland 09.03.2026 Im Gebiet Transbaikalien bleiben Lehrkräfte an mehreren Bildungseinrichtungen ohne Lohnzahlungen. In der
Regionshauptstadt Tschita erhalten Beschäftigte des Transbaikalischen Transporttechnikums für den Monat Februar kein
Gehalt, obwohl bereits der Vorschuss für März hätte ausgezahlt werden müssen. Im Mogotscha‑Rajon werden Lehrer:innen an
Schulen ebenfalls nicht oder nur mit erheblicher Verzögerung bezahlt; neben den Grundgehältern bleiben auch
Zulagenzahlungen aus. Die regionalen Behörden verweisen auf einen für 2026 beschlossenen Haushalt mit einem Defizit von
12,2 Milliarden Rubel (rund 120 Millionen Euro) bei Ausgaben von 174,5 Milliarden Rubel (rund 1,7 Milliarden Euro), den
höchsten Fehlbetrag der vergangenen Jahre. Zuvor hatte die Staatsanwaltschaft des Gebiets Transbaikalien bereits Prüfungen
zu Verzögerungen bei Lohn- und Zulagenzahlungen an Pädagog:innen eingeleitet; nach den jüngsten Berichten kündigt nun
auch das regionale Ermittlungskomitee eine Vorprüfung an.

Russland 11.03.2026 Die russische Kohleindustrie weist für das Jahr 2025 einen Nettoverlust von mehr als 408 Milliarden Rubel (rund 4 Milliarden
Euro) aus und verzeichnet damit das dritte Jahr in Folge tiefrote Zahlen. Nach Angaben des stellvertretenden Energieministers
Dmitrij Islamow arbeiten inzwischen rund zwei Drittel der Kohleunternehmen unrentabel; insgesamt sollen 62 Firmen Verluste
schreiben, 20 davon haben die Förderung bereits eingestellt, 14 weitere befinden sich in Liquidation. Die Branche ist hoch
verschuldet, die Verbindlichkeiten der Kohleunternehmen belaufen sich laut Energieministerium auf rund 1,5 Billionen Rubel
(gut 15 Milliarden Euro). Als Gründe für die anhaltende Krise nennen Behördenvertreter:innen und Expert:innen die stark
gesunkenen Weltmarktpreise für Kohle, eine im Vergleich zu den Vorkriegsjahren deutlich geringere Nachfrage aus dem
Ausland sowie hohe Logistikkosten im Bahn- und Hafenverkehr. Vor dem Hintergrund der Haushaltslage in Russland lässt die
Regierung zum April 2026 zentrale Steuererleichterungen für den Kohlesektor auslaufen, was nach Einschätzung von
Expert:innen zusätzlichen Druck auf wirtschaftlich schwache Unternehmen ausübt und weitere Insolvenzen nach sich ziehen
könnte.

Russland 12.03.2026 Ein Militärgericht in Moskau verurteilt vier Haupttäter des Anschlags auf die Konzerthalle Crocus City Hall im Moskauer Vorort
Krasnogorsk zu lebenslanger Haft. Die Männer aus Tadschikistan hatten am 22. März 2024 ein Rockkonzert in der Crocus City
Hall gestürmt, mit Schusswaffen auf Besucher:innen geschossen und im Saal ein Feuer gelegt. Bei dem Anschlag kommen
nach offiziellen Angaben 149 Menschen ums Leben, mehr als 600 Personen werden verletzt; es handelt sich um einen der
schwersten Terrorakte in Russland seit mehr als zwei Jahrzehnten. Neben den vier Haupttätern verurteilt das Gericht
insgesamt 15 weitere Angeklagte, die von den russischen Behörden als Kompliz:innen eingestuft werden, zu langjährigen
Haftstrafen zwischen 19 Jahren und lebenslanger Freiheitsstrafe. Die Verurteilten sollen ihre Strafe zunächst im Gefängnis
antreten und anschließend in einer speziellen Strafkolonie verbüßen. Ein Ableger der Terrormiliz „Islamischer Staat“ (IS) in
Afghanistan hatte den Anschlag kurz nach der Tat für sich reklamiert.



Russland 13.03.2026 Die US-Regierung erlaubt für die Dauer eines Monats den Verkauf russischer Erdöl- und Erdölprodukte, die bis zum 12.03.2026
auf Tanker verladen wurden. Grundlage ist eine vom Office of Foreign Assets Control (OFAC) des US-Finanzministeriums
erteilte Lizenz, die Transaktionen mit dieser bereits auf See befindlichen Fracht bis zum 12.04.2026 gestattet. Ziel der
Maßnahme ist es nach Angaben von Finanzminister Scott Bessent, die Stabilität auf den globalen Energiemärkten zu sichern,
nachdem der Krieg im Nahen Osten die Ölpreise deutlich in die Höhe getrieben hat. Zugleich betonen die US-Behörden, dass
der überwiegende Teil der russischen Staatseinnahmen aus dem Energiesektor aus Steuern an der Förderstätte stammt und
die temporäre Ausnahmeregelung dem russischen Staatshaushalt daher nur begrenzt zusätzlichen Nutzen bringt.

Russland 16.03.2026 Die Investigativplattform „Washnye istorii“ berichtet, dass Russland im Verlauf der letzten zweieinhalb Jahre mehr als acht
Millionen, möglicherweise bis zu elf Millionen Artilleriegranaten und Raketen aus Nordkorea erhalten hat. Dafür haben
Washnye istorii zusammen mit dem britische Open Source Centre Bewegungsdaten mehrerer Schiffe und weitere Dokumente
ausgewertet. Ukrainische und britische Analyst:innen dokumentieren in sozialen Netzwerken russischer Soldat:innen zudem
zahlreiche Fotos nordkoreanischer Artilleriegeschosse und Raketen an der Front in der Ukraine, was als zusätzlicher Beleg für
den Einsatz dieser Munition im Krieg gewertet wird.

Russland 16.03.2026 Die Auszeichnung des Film „Mr. Nobody Against Putin“ des russischen Schulvideografen Pawel Talankin als bester
Dokumentarfilm bei den diesjährigen „Oscar“-Awards lässt der Sprecher des russischen Präsidenten, Dmitrij Peskow, auf
Nachfrage von Journalist:innen unkommentiert. Er begründet dies damit, dass er den Film nicht kenne. Das Werk thematisiert
die ideologische Beeinflussung von Schulkindern in Russland während des Kriegs gegen die Ukraine und basiert auf heimlich
außer Landes geschafften Aufnahmen Talankins. In staatlichen russischen Medien blieb die Auszeichnung weitgehend
unerwähnt. Der „Oscar“-Award war eine weitere hochrangige internationale Auszeichnung für den Film.

Russland 16.03.2026 Der kenianische Außenminister Musalia Mudavadi gibt bekannt, sein Land habe sich mit Russland darauf verständigt, dass
kenianische Staatsangehörige künftig nicht mehr für den Einsatz im Krieg gegen die Ukraine angeworben werden sollen.
Hintergrund sind Berichte, denen zufolge rund 1.000 Kenianer:innen unter teils irreführenden Versprechen nach Russland
gelangten und dort in die Armee eingegliedert würden. Der russische Außenminister Sergej Lawrow bestätigte die
Vereinbarung nicht ausdrücklich, erklärte jedoch, entsprechende Fälle würden geprüft.

Russland 17.03.2026 Zur Verhinderung einer Umweltkatastrophe durch den nach einer Explosion beschädigten Gastanker „Arctic Metegaz“, der
derzeit führerlos im Mittelmeer treibt, fordert Russland die Anrainerstaaten auf, tätig zu werden und weist diese auf ihre
Verantwortung nach internationalem Recht hin. Der Tanker, der auf EU- und US-Sanktionslisten steht, weist zunehmend
Schlagseite auf, treibt in Richtung Malta und enthält größere Mengen Treibstoff. Russland macht einen ukrainischen Angriff
verantwortlich, dies bestätigte die Ukraine nicht. Umweltorganisationen warnen vor möglichen schweren Schäden für das
Ökosystem im betroffenen Seegebiet.



Russland 17.03.2026 Nach Berechnungen der Zeitung „The Moscow Times“ haben Russische Behörden seit Beginn des Krieges gegen die Ukraine
2022 Verträge über die Einschränkung der Verbreitung von Informationen und die Blockierung von Internetinhalten im
Umfang von mindestens 35 Milliarden Rubel (rund 350 Millionen Euro) abgeschlossen; allein 2025 gaben staatliche Stellen
dafür mit 12 Milliarden Rubel (rund 120 Millionen Euro) einen Rekordbetrag aus. Zwischen 2022 und Ende 2025 werden 276
Beschaffungen mit Bezug zu „Blockierungen“, „Monitoring“, „Zugangsbegrenzung“ und „Filterung von Inhalten“ identifiziert,
wobei in 75 Ausschreibungen die Vertragssumme nicht genannt wird, sodass die tatsächlichen Ausgaben deutlich höher liegen
dürften. Die jährlichen Ausgaben steigen von mehr als 4,5 Milliarden Rubel (rund 45 Millionen Euro) im Jahr 2022 auf über 8,2
Milliarden 2023, 10 Milliarden (rund 100 Millionen Euro) 2024 und 12 Milliarden Rubel (rund 120 Millionen Euro) 2025; die
größte Einzelvergabe über 7,7 Milliarden Rubel (rund 77 Millionen Euro) schließt das Digitalisierungsministerium 2025 mit
Rostelekom für Systeme zur Inhaltsbegrenzung an Bildungseinrichtungen ab. Insgesamt sind bis 2030 im Rahmen des
föderalen Projekts „Infrastruktur der Cybersicherheit“ 58,9 Milliarden Rubel (rund 590 Millionen Euro) für die Installation und
den Austausch technischer Mittel zur Abwehr von „Bedrohungen“ im Netz vorgesehen; nach Einschätzung des Juristen Särkis
Darbinjan werden viele IT-Ausgaben, die faktisch der Kontrolle und Filterung dienen, haushaltstechnisch unter
„Infrastrukturentwicklung“ oder „Cybersicherheit“ verbucht. Hauptauftragnehmer bei den Blockade-Projekten ist Rostelekom
mit 40 Verträgen im Wert von 26,7 Milliarden Rubel (rund 270 Millionen Euro); weitere größere Aufträge erhalten die Firmen
„E.Soft“ und „Red Soft“, die seit Jahren IT-Dienstleistungen für Roskomnadzor und andere Behörden erbringen.

Russland 17.03.2026 Das Außenministerium in Moldau bestellt den russischen Botschafter ein, nachdem ein Drohnenangriff auf ein ukrainisches
Wasserkraftwerk Anfang März mutmaßlich zu einer Verunreinigung des Flusses Dnister geführt hat. Die Behörden untersuchen
den Vorfall. Die Ukraine macht Russland verantwortlich. Nachgewiesene Schadstoffe führten zu einer Umweltwarnung und zur
Einschränkung der Wasserversorgung in Teilen Moldaus.

Russland 18.03.2026 Offiziellen Angaben der Statistikbehörde Rosstat zufolge sinkt der Anteil der Menschen mit Einkommen unterhalb der staatlich
definierten Armutsgrenze im Vorjahr von 7,1 auf 6,7 Prozent. Diese liegt im vierten Quartal bei 17.100 Rubel (rund 170 Euro)
pro Kopf und Monat, für Erwerbstätige bei 18.600 Rubel (rund 190 Euro). Befragungen des „Lewada-Zentrums“ weisen darauf
hin, dass das tatsächliche Armutsniveau bei 41 Prozent der Bevölkerung liegt, wenn sie mit weniger als dem subjektiv als
notwendig empfundenen Existenzminimum auskommen müssen, durchschnittlich 43.800 Rubel (rund 440 Euro), um den
„Mindestlebensunterhalt“ zu gewährleisten. Das mediane Pro-Kopf-Einkommen liegt mit 37.000 Rubel (rund 370 Euro) noch
darunter. Präsident Wladimir Putin verweist auf einen statistisch ausgewiesenen Rückgang der Armutsquote von 29 Prozent
im Jahr 2000 auf nun unter 7 Prozent und setze sich das Ziel, die Armut bis 2030 auf weniger als 7 und bis 2036 auf weniger
als 5 Prozent zu senken. Dabei wird die offizielle Armutsgrenze an den Preisstand des vierten Quartals 2020 angepasst,
während die speziell für einkommensarme Haushalte relevante „Inflation für die Armen“ höher ausfällt als die
Durchschnittsinflation. Privathaushalte in Russland schränken Ausgaben für nicht lebensnotwendige Güter ein, steigen auf
billigere Lebensmittel und ältere oder besonders preisgünstige technische Geräte um und geben in Umfragen an, dass sie für
ein „normales Leben“ inzwischen im Schnitt 80.100 Rubel (rund 800 Euro) pro Kopf und Monat benötigen, während eine
Familie erst ab einem monatlichen Pro-Kopf-Einkommen von 357.100 Rubel (rund 3.600 Euro) als „reich“ gilt.



Russland 18.03.2026 Ukrainischen Angaben zufolge wurden durch Drohnenangriffe zwei Standorte der russischen Luftfahrtindustrie getroffen und
beschädigt. In der Region Uljanowsk sowie in Staraja Russa sollen Infrastruktur der Werke und abgestellte Flugzeuge
beschädigt worden sein. Regionale Behörden bestätigten die Angriffe und berichteten von abgewehrten Drohnen sowie
Schäden an den Anlagen. Die betroffenen Betriebe unterliegen aufgrund ihrer Bedeutung für Produktion und Wartung
militärischer Transportflugzeuge internationalen Sanktionen.

Russland 18.03.2026 Die russische Staatsduma verabschiedet in erster Lesung ein Gesetz, das unter bestimmten Bedingungen Bauvorhaben in
Naturschutzgebieten ermöglicht. Vorgesehen sind Ausnahmen insbesondere für Verteidigungsanlagen, wirtschaftliche
Entwicklungsvorhaben sowie bei Verlust des Schutzwertes durch Umweltbelastungen. Der Entwurf sieht ein mehrstufiges
Genehmigungsverfahren vor. Expert:innen kritisieren unklare Formulierungen und mögliche weitreichende Eingriffe in
Schutzgebiete.

Russland 18.03.2026 Recherchen des russischen Investigativjournalisten Andrej Sacharow zufolge, ist der Sohn des ersten stellvertretenden
Direktors des russischen Inlandsgeheimdienstes FSB, Sergej Koroljow, in leitender Position bei dem IT-Konzern „X Holding“
tätig, der zentrale Technik zur Internetüberwachung und -zensur in Russland bereitstellt. Das Unternehmen zählt zu den
größten der Branche und profitiert von staatlichen Aufträgen. Vor dem Hintergrund des Kriegs gegen die Ukraine verstärkten
russische Behörden die Kontrolle über das Internet. Gleichzeitig erwarb die Familie Koroljows in den vergangenen Jahren
umfangreiche Vermögenswerte, Boris Koroljow besitzt mehrere Luxusimmobilien in Sankt Petersburg und im Moskauer
Umland. Auch der Sohn des früheren Sekretärs des russischen Sicherheitsrats und ehemaligen FSB-Direktors Nikolaj
Patruschew besitzt 25 Prozent der Vermögensanteile an einem IT-Sicherheitsunternehmen. „Cross Technologies“ ist auf
Informationssicherheit, Betrug und Lösungen zur Abwehr von Cyberangriffen spezialisiert.

Russland 19.03.2026 Der Gouverneur der russischen Region Belgorod, Wjatscheslaw Gladkow, bestätigt, dass aufgrund der zeitweisen Abschaltung
des Internets Einwohner:innen nicht rechtzeitig vor ukrainischen Angriffen gewarnt würden und deshalb zu Schaden kämen.
Er sei dazu mit den Sicherheitsbehörden in Kontakt, um eine Lösung zu finden, damit Warnsysteme und staatlich kontrollierte
Kommunikationsdienste trotz abgeschalteten Internets funktionierten. Laut Medienberichten kamen im Jahr 2025 mindestens
147 Menschen in der Region durch Drohnenangriffe, Beschuss und Explosionen ums Leben. Seit Beginn des Angriffskriegs
gegen die Ukraine im Februar 2022 mindestens 429.

Russland 19.03.2026 Der Kreml verurteilt nach Angaben von Gazprom eine Serie ukrainischer Drohnenangriffe auf drei Kompressorstationen in der
Region Krasnodar, die für den Betrieb der Pipelines TurkStream und Blue Stream zuständig sind; zwischen dem 17. und 19.
sollen 26 Drohnen abgefangen worden sein, ohne dass Schäden oder Verletzte gemeldet wurden. Kremlsprecher Dmitri
Peskow nennt die Angriffe „unverantwortlich und gedankenlos“ und warnt, sie könnten angesichts ohnehin angespannter
globaler Energiemärkte die Lage in der Region und weltweit weiter destabilisieren.



Russland 19.03.2026 Generalstaatsanwalt Alexander Guzan berichtet Wladimir Putin auf einer erweiterten Kollegiumssitzung, dass die
Staatsanwaltschaft im Jahr 2025 durch Klagen die Übertragung von privaten Unternehmen und Vermögenswerten im
Gesamtwert von 4 Billionen Rubeln (etwa 43 Mrd. Euro) an den Staat erwirkt habe; etwa die Hälfte davon (2 Billionen Rubel)
entfielen auf strategische Betriebe, die „aus ausländischem Einfluss“ herausgelöst worden seien. Guzan wirft den früheren
Eigentümern vor, Gewinne illegal ins Ausland transferiert und teilweise zur Unterstützung „anti-russischer Aktivitäten“
verwendet zu haben; das Volumen der verstaatlichten Assets habe sich damit im Vergleich zum Vorjahr (2,4 Billionen Rubel,
knapp 26 Mrd. Euro) nahezu verdoppelt.

Russland 20.03.2026 Nach der jüngsten Eskalation im Nahen Osten sind die Verhandlungen über ein Ende des Krieges in der Ukraine ins Stocken
geraten. Zeitgleich stellte Russland eine teilweise Waffenruhe für Angriffe auf die Energie-Infrastruktur in Aussicht. Im
Gegenzug soll die Ukraine Angriffe auf russische Öl- und Gasanlagen einstellen und „die Erpressung anderer Länder im
Energiesektor“ beenden. Hintergrund sind gegenseitige Vorwürfe zu Angriffen auf Energieanalagen und Streitigkeiten über
russische Pipeline-Lieferungen nach Ungarn.

Russland 21.03.2026 Unter Berufung auf das russische Verteidigungsministerium berichtet die staatliche russische Nachrichtenagentur „Tass“ über
einen der größten ukrainischen Angriffe auf russisches Gebiet seit Beginn des großflächigen Angriffskrieges gegen die
Ukraine. 283 ukrainische Drohnen seien über russischem Staatsgebiet abgefangen worden. Auch die russische Hauptstadt
Moskau sei Ziel des Angriffs gewesen. In der Region Saratow wurden zwei Menschen verletzt und mehrere Häuser beschädigt.
Gleichzeitig griff Russland die Ukraine mit mehr als 150 Drohnen an.

Russland 22.03.2026 In Sankt Petersburg wird erstmals ohne offizielle Warnung vor Drohnenangriffen der mobile Internetzugang testweise auf eine
„weiße Liste“ beschränkt: In mehreren Stadtteilen funktionieren nur noch von der Regierung freigegebene Ressourcen,
darunter staatliche Portale, russische Suchmaschinen, soziale Netzwerke wie „VKontakte“ und „Odnoklassniki“, der
Videohoster Rutube sowie ausgewählte Banken und Propagandamedien wie die „Komsomolskaja Prawda“. Während die
Stadtverwaltung und das Verteidigungsministerium keine Angriffe melden, beschreiben Nutzer das Netz als „nicht
funktionierend“ und kritisieren die Störungen für Wirtschaft und private Kommunikation; Experten sehen darin einen weiteren
Schritt zur flächendeckenden Einführung eines vom globalen Internet abgekoppelten „souveränen Runet“, der bis 2028
vollständig umgesetzt werden könnte.

Russland 23.03.2026 Der russische Präsident Wladimir Putin unterzeichnet ein Gesetz, das privaten Sicherheitsfirmen während des Kriegs gegen
die Ukraine den vorübergehenden Einsatz von Schusswaffen zum Schutz kritischer Infrastruktur gegen Drohnenangriffe
erlaubt. Die Maßnahme gilt für strategische Unternehmen, staatliche Firmen und Staatskonzerne. Private Sicherheitskräfte
können die Waffen über die russische Nationalgarde beziehen und müssen diese nach Auslaufen ihres Vertrags zurückgeben.
Zusätzlich wird der Erwerb von Dienstwaffen erlaubt. Damit werden die Verteidigungsmöglichkeiten über die bisher erlaubten
nicht-tödlichen Waffen und Selbstverteidigungsmittel hinaus erweitert. Begründet wird das Gesetz mit der Zunahme von
Drohnenangriffen auf kritische Infrastruktur.



Russland 24.03.2026 Das russische Landwirtschaftsministerium teilt mit, dass der Export von Ammoniumnitrat für einen Monat ausgesetzt werde,
um die inländische Versorgung mit Düngemitteln sicherzustellen. Der Exportstopp erfolgt vor dem Hintergrund globaler
Lieferengpässe nach der Schließung der Straße von Hormus als Folge des US-amerikanischen Angriffs gegen den Iran.
Russland produziert etwa ein Viertel des weltweit verfügbaren Ammoniumnitrats. Vergangenen Monat wurde ein Werk in der
Region Smolensk durch einen Drohnenangriff beschädigt. Sieben Menschen kamen dabei ums Leben. Die Produktion wurde
vorerst eingestellt. Das Werk produziert rund elf Prozent des russischen Ammoniumnitrats.

Russland 24.03.2026 Die russische Staatsduma verabschiedet ein Gesetz, dass das Leugnen eines „Völkermords am sowjetischen Volk“ während
des Zweiten Weltkriegs unter Strafe stellt. Der Sprecher der Staatsduma, Wjatscheslaw Wolodin, begründete das Gesetz mit
der Notwendigkeit, das „historische Gedächtnis“ zu schützen, da „westliche Politiker:innen versuchen, die Geschichte
umzuschreiben“. Auch die Gesetzgebung zum Schutz von Kulturerbestätten wird geändert. Künftig sollen Grabstätten
mutmaßlicher Opfer eines „sowjetischen Völkermords“ stärker geschützt werden.

Russland 24.03.2026 Die deutsche Bundesanwaltschaft teilt mit, dass in Nordrhein-Westfalen und im spanischen Alicante zwei mutmaßlich für
Russland arbeitende Spion:innen festgenommen worden seien. Die aus Rumänien und der Ukraine stammenden
Beschuldigten sollen im Auftrag eines russischen Geheimdienstes eine Zielperson ausgespäht haben. Seit Beginn des
großflächigen Angriffskriegs Russlands gegen die Ukraine im Februar 2022 wurden bereits mehrfach mutmaßlich in
russischem Auftrag arbeitende Spion:innen festgenommen, zurzeit laufen mehrere Gerichtsverfahren.

Russland 27.03.2026 Umfragen des staatlichen russischen Meinungsforschungsinstituts „WZIOM“ zufolge sinken die Zustimmungswerte für den
russischen Präsidenten Wladimir Putin im März um rund zwei Prozentpunkte auf 70,1 Prozent. Auch die Zustimmung für den
Premierminister und die Regierung sanken im selben Zeitraum auf 46,1 Prozent (minus 0,9) beziehungsweise 42,6 Prozent
(minus 2,8). Die Zustimmung zur Präsidentschaft Putins liegt damit auf dem niedrigsten Stand seit Beginn des großflächigen
Angriffskriegs Russlands gegen die Ukraine im Februar 2022. Auch das Vertrauen in Putin sowie die Unterstützung für die
Partei des Präsidenten „Jedinaja Rossija“ (dt. „Einiges Russland“) gehen zurück. Berichten zufolge wächst in Russland die
Unzufriedenheit über Einschränkungen wie die Blockade von Messengern wie „Telegram“ und Abschaltungen des mobilen
Internets.

Russland 27.03.2026 Berichten des russischen Online-Mediums „The Bell“ zufolge soll der russische Präsident Wladimir Putin auf einem Kongress
des Russischen Verbands der Industriellen und Unternehmer eine freiwillige Beteiligung von Unternehmen an der Finanzierung
des Kriegs gegen die Ukraine vorgeschlagen haben. Dieser werde in jedem Fall weiter fortgesetzt, Russland werde mindestens
die gesamte Donbass-Region erobern. Der Sprecher des Präsidenten Dmitrij Peskow dementierte diese Meldung. Der
Vorschlag sei während einer Sitzung von einem Geschäftsmann geäußert worden.



Russland 27.03.2026 Die neu gegründete zivilgesellschaftliche Organisation „Alyj lebed“ (dt. “Scharlachroter Schwan”) kündigt für Ende März in
verschiedenen russischen Städten Protestaktionen gegen Beschränkungen des Internets an. Keine der geplanten Aktionen
wird von den Behörden genehmigt. Das russische Innenministerium warnt vor einer Teilnahme an den Aktionen und droht mit
strafrechtlichen Konsequenzen. Im Vorfeld der geplanten Proteste in Moskau und weiteren Städten werden zentrale Plätze
weiträumig abgesperrt, in Moskau werden mindestens 13 Personen festgenommen. Die Nichtregierungsorganisation „OWD-
Info“ meldet landesweite Festnahmen, auch in Städten wie Sankt Petersburg, Woronesh und Nowosibirsk. Hintergrund der
Proteste sind zunehmende Einschränkungen des Internets in Russland.

Russland 28.03.2026 In der russischen Teilrepublik Dagestan lösen starke Regenfälle Überschwemmungen aus. Nach Angaben des regionalen
Katastrophenschutzes sind 283 Orte betroffen, insgesamt rund 327.000 Einwohner:innen blieben ohne Stromversorgung. In
Teilen der Städte Machatschkala, Derbent und Chassawjurt kam es auch zu Ausfällen der Wärme- und Wasserversorgung. In
der Hauptstadt Machatschkala wurde der Ausnahmezustand ausgerufen.

Russland 30.03.2026 Der russische Energieminister Sergej Ziwiljew bestätigt, dass ein russischer Öltanker im kubanischen Hafen Matanzas
angelegt habe. Er kündigte an, Russland werde die Insel weiterhin mit Energie und medizinischer Ausrüstung versorgen. Die
USA blockieren seit Monaten Öllieferungen nach Kuba. US-Präsident Donald Trump erklärte, er habe die Lieferung zugelassen,
da sie für die Versorgung der Bevölkerung notwendig sei.

Russland 31.03.2026 Die russische Oblast Rjasan verpflichtet Unternehmen per Erlass, eine festgelegte Zahl von Vertragskämpfer:innen für den
russischen Angriffskrieg gegen die Ukraine zu stellen. Grundlage sind Präsidialdekrete aus dem Jahr 2022, die den Behörden
der Region weitreichende Befugnisse zur Rekrutierung von Streitkräften für die russische Armee geben. Die Oblast Rjasan ist
die erste, in der Unternehmen direkt zur Rekrutierung verpflichtet werden. Die russische Regierung hat zuletzt erneut Pläne
für eine neue Mobilisierung zurückgewiesen. Berichte von Expert:innen deuten jedoch darauf hin, dass die bisherigen
Rekrutierungszahlen die Verluste an der Front nicht mehr ausgleichen.

Russland 31.03.2026 In einem kürzlich veröffentlichten Telefongespräch aus August 2024 soll der russische Außenminister Sergej Lawrow seinen
ungarischen Amtskollegen Péter Szijjártó gebeten haben, sich für die Aufhebung der EU-Sanktionen gegen die Schwester des
russischen Oligarchen Alischer Usmanow einzusetzen. Die Sanktionen gegen Gulbahor Ismailowa wurden im März 2025
aufgehoben. Ungarn unterstützte im Gegenzug die Verlängerung der EU-Sanktionen gegen mehr als 2.000 russische
Staatsbürger:innen.


